Preußiſche Geſetzzammlung 


(Nr. 11750.) Geſetz zur vorläufigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen. Vom 


20. März 1919. 
Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen: 8 f 


Gt 

(1) Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung ift Inhaberin der 
geſetzgeberiſchen und vollziehenden Staatsgewalt. ö 

(2) Sie hat die künftige Verfaſſung der Republik Preußen als Gliedſtaats des 
Deutſchen Reichs feſtzuſtellen und Geſetze, die keinen Aufſchub dulden, zu erlaſſen. 
a (3) Alle nach der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde bisher den Kammern 
zuſtehenden Rechte gehen auf die Landesverſammlung über. 5 

8 2. 

(1) Auf die verfaſſunggebende Landesverſammlung finden die Artikel 21, 
22 Abf. 1 und 27 bis 32 der bisherigen Verfaſſung des Deutſchen Reichs ent⸗ 
ſprechende Anwendung. a 

(2) Auf Antrag von mindeſtens einem Fünftel der Abgeordneten ſind 
Unterſuchungsausſchüſſe aus der Mitte der Landesverſammlung einzuſetzen, in 
denen die Parteien vertreten ſein müſſen, denen die Antragſteller angehören. 
Sämtliche Staatsbehörden ſind verpflichtet, den Ausſchüſſen Auskunft zu geben. 


Der Präſident der verfaſſunggebenden Landesverſammlung beruft die Staats- 
regierung. 8.4. ; 
Die Staatsregierung ift eine kollegiale Behörde und beſteht aus ſämtlichen 
Staatsminiſtern. Der Minifterpräfident führt den Vorſitz und gibt bei Stimmen⸗ 
gleichheit den Ausſchlag. Die Staatsregierung regelt die Verteilung der Geſchäfte 
unter ihre Mitglieder ſelbſtändig. 
8 5. 5 
6 Die Befugniſſe, die nach den Geſetzen und Verordnungen dem König zu: 
ſtanden, übt bis auf weiteres die Staatsregierung aus mit der Maßgabe, daß 
eine Schließung und förmliche Vertagung der verfaſſunggebenden Preußiſchen 
Landesverſammlung ausgeſchloſſen iſt. Die Rechte des Königs als Trägers 
des landesherrlichen Kirchenregiments gehören hierzu nicht. Dieſe gehen bis zum 
Erlaß der künftigen Verfaſſung auf drei von der Staatsregierung zu beſtimmende 
Staatsminiſter evangeliſchen Glaubens über. a 
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a $ 6. ; 

Jeder Staatsminiſter bedarf zu feiner Amtsführung des Vertrauens der 
verfaſſunggebenden Landesverſammlung und iſt ihr für feine Amtsführung 
verantwortlich. Jeder Miniſter muß zurücktreten, wenn ihm die Landesverſamm⸗ 
lung das Vertrauen durch einen ausdrücklichen Beſchluß entzieht. Die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Kriegsminiſters gegenüber der Volksvertretung im Reiche 
wird dadurch nicht berührt. ö 9 7 5 


(1) Die Ausübung der vollziehenden Gewalt ſteht der Staatsregierung zu. 
Ihr ſind ſämtliche Staatsbehörden unterſtellt. 

(e) Die Staatsregierung iſt verpflichtet, die von der verfaſſunggebenden 
Landesverſammlung beſchloſſene Verfaſſung und die gemäß § ! zuſtande ge 
kommenen Geſetze in der Geſetzſammlung zu verkünden. 


988. 5 
(1) Die Staatsminiſter und ihre Beauftragten haben das Recht, den Ver⸗ 
handlungen der verfaſſunggebenden Landesverſammlung beizuwohnen und jederzeit 
das Wort zu ergreifen. 
(e) Die Staatsminiſter find verpflichtet, auf Verlangen der verfaſſung⸗ 
gebenden Landesverſammlung zu erſcheinen und Auskunft zu erteilen oder den 
Grund anzugeben, warum eine Auskunft nicht erteilt werden kann. N 


i 99. 125 0 

Die bisherigen preußiſchen Geſetze und Verordnungen bleiben in Kraft, 
inſoweit ihnen dies Geſetz nicht entgegenſteht. Dasſelbe gilt von den bisher von 
der Staatsregierung erlaſſenen und verkündeten Verordnungen. Ein Verzeichnis 
dieſer Verordnungen iſt der Landesverſammlung binnen einem Monat nach 
Verkündung dieſes Geſetzes vorzulegen. Eine Verordnung iſt außer Kraft zu 
ſetzen, wenn oder inſoweit die Landesverſammlung dies beſchließt. 


10. i 
Während der Zeit, in der die verfaſſunggebende Landesverſammlung aus 
tatſächlichen Gründen nicht zuſammentreten kann, iſt die Staatsregierung, wenn 
die öffentliche Sicherheit oder die Beſeitigung eines öffentlichen Notſtandes dies 
erfordert, befugt, Verordnungen, die den beſtehenden Geſetzen nicht zuwiderlaufen, 
mit Geſetzeskraft zu erlaſſen. Sie ſind der Landesverſammlung bei ihrem Zu⸗ 
ſammentritt zur Genehmigung ſofort vorzulegen. 


§ 11. } 
Dieſes Geſetz tritt mit feiner Annahme durch die Landesverſammlung in Kraft. 
Berlin, den 20. März 1919. f 
Der Präſident der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung. 
Leinert. : 
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Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 4 und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


